
J
ede Privatstiftung ver-
fügt zwingend über ei-
nen Stiftungsvorstand, 
der aus mindestens drei 

Mitgliedern besteht. Dem Stif-
tungsvorstand obliegt insbe-
sondere die Vertretung der 
Privatstiftung und damit auch 
die Verwaltung des Stiftungs-
vermögens. Neben dem Stif-
tungsvorstand können weite-
re Organe zur Wahrung des 
Stiftungszwecks (beispielswei-
se ein Beirat) eingerichtet wer-
den. In fast drei Viertel aller 
Stiftungsurkunden ist die Ein-
richtung eines weiteren Or-
gans entweder statutarisch 
zwingend vorgesehen oder  
es wurde die Möglichkeit zur 
Einsetzung eines weiteren Or-
gans geschaffen. 

Bestellung des Stiftungs-
vorstands durch Stifter 
und Begünstigte
In den letzten Monaten stand 
vermehrt in Diskussion, ob 
die Mitglieder des Stiftungs-
vorstands von Stiftern, Be-
günstigten und/oder begüns-
tigtendominierten Gremien 
(etwa durch einen mehrheit-
lich mit Begünstigten besetz-
ten Beirat) bestellt werden 
dürfen. Gerade die Auswahl 
der mit der Verwaltung des 
Stiftungsvermögens befassten 
Personen ist für Stifter und 
deren Familien von ganz ent-
scheidender Bedeutung. Der 
Gesetzgeber hat auf die durch 
die Diskussionen entstandene 
Verunsicherung im Rahmen 

des Budgetbegleitgesetzes 2011 
reagiert. Konkret ist aus den 
Gesetzesmaterialien ableitbar, 
dass gegen die Bestellung der 
Mitglieder des Stiftungsvor-
stands durch Stifter, Begüns-
tigte oder begünstigtendomi-
nierte Gremien keine Beden-
ken bestehen. Der OGH hat 
dies auch bereits in seiner Ent-
scheidung 6 Ob 195/10 k  be-
stätigt. 

Mindestfunktionsperiode 
erforderlich
Es entsprach schon bisher  
der Firmenbuchpraxis, dass 
dann, wenn die Mitglieder 
des Stiftungsvorstands auf  
eine bestimmte Funktionspe-
riode bestellt werden, eine 
Mindestfunktionsperiode ein-

zuhalten ist. In der Literatur 
reichten die geforderten Funk-
tionsperioden von einem bis 
zu fünf Jahren. Das Höchstge-
richt (6 Ob 195/10k) hat sich 
nunmehr für einen Mittelweg 
entschieden und geht grund-
sätzlich von einer Mindest-
funktionsperiode von drei 
Jahren aus. Diese Vorgaben 
werden bei Bestellungen von 
Mitgliedern des Stiftungsvor-
stands und bei der Gestaltung 
von Stiftungserklärungen ent-
sprechend zu beachten sein. 

Erweiterung der 
Unvereinbarkeiten
Bereits im Rahmen des Famili-
enrechtsänderungsgesetzes 
2009 wurden die Unverein-

barkeitsbestimmungen für die 
Mitglieder des Stiftungsvor-
stands um Lebensgefährten 
von Begünstigten erweitert. 
Im Rahmen des Budgetbe-
gleitgesetzes 2011 wurden 
nunmehr auch Personen, die 
von Begünstigten oder deren 
Angehörigen mit der Wahr-
nehmung ihrer Interessen im 
jeweiligen Organ beauftragt 
werden, Begünstigten gleich-
gestellt. Aus den Gesetzesma-
terialien ist ableitbar, dass 
dem Gesetzgeber mit der 
letztgenannten Erweiterung 
vor allem Strohmannkon- 
struktionen vorschwebten.  

Abberufung durch  
einen Beirat
Durch § 14 Abs 4 PSG idF 
Budgetbegleitgesetz 2011 wird 
indirekt bestätigt, dass einem 
Beirat auch Begünstigte, nahe 
Angehörige von Begünstigten 
und von Begünstigten mit der 
Wahrnehmung ihrer Interes-
sen im Organ beauftragte Per-
sonen mehrheitlich oder aus-
schließlich angehören dürfen. 
Einschränkungen bestehen al-
lerdings dann, wenn diesem 
Organ die Abberufung der 
Mitglieder des Stiftungsvor-
stands übertragen werden 
soll. Generell gilt, dass die Ab-
berufung einer Mehrheit von 
mindestens drei Viertel der 
abgegebenen Stimmen bedarf; 
hat das Organ weniger als vier 
Mitglieder, so ist Stimmenein-
helligkeit erforderlich. Soll die 
Abberufung aus anderen als 
den im Gesetz (§ 27 Abs 2 Z 1 
bis 3 PSG) ausdrücklich defi-
nierten wichtigen Gründen 
erfolgen, darf Begünstigten 
und begünstigtennahen Per-
sonen bei dieser Beschlussfas-
sung nicht die Mehrheit der 
Stimmen zukommen. Durch 
eine sorgfältige Gestaltung der 
Stiftungsurkunde kann die 
Abberufung je nach Beset-
zung des Beirats flexibel ge-
staltet werden, ohne die sons-
tigen Einflussmöglichkeiten 
und Beschlussmehrheiten zu 
tangieren. 

Gegebenenfalls kann es nach 
der jüngeren OGH-Judikatur 
auch zu einer Nachprüfung 
der Abberufung im Rahmen 
des Firmenbuchverfahrens kom- 
men. Die Abberufung von 
Mitgliedern des Stiftungsvor-
stands kann nicht nur vom 
konkret betroffenen Mitglied 
des Stiftungsvorstands, son-
dern auch durch die übrigen 
Mitglieder des Stiftungsvor-
stands bekämpft werden (6 
Ob 82/11v). 

Durch eine wohldurchdachte 
Gestaltung der Corporate 
Governance im Rahmen der 
Privatstiftung kann nunmehr 
auf gesicherter Rechtsbasis so-
wohl die Funktionsfähigkeit 
der Privatstiftung sicherge-
stellt, als auch den Kontrollin-
teressen der Stifterfamilie ent-
sprochen werden.  
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Privatstiftungen.
Klarheit bei Organbesetzungen
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